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Die weltweite Inanspruchnahme von natürlichen Böden für Siedlungs- 
und Verkehrszwecke ist weiterhin hoch. Das gilt auch für Deutschland, 
wo es noch immer nicht gelungen ist, die Flächenneuinanspruchnahme 
von der wirtschaftlichen Entwicklung abzukoppeln. Das ist das Ziel einer 
Flächenkreislaufwirtschaft mit einem Null-Hektar-Flächenverbrauch, wie sie 
die Bundesregierung in ihrem Klimaschutzplan 2050 anstrebt. 
Die IÖR-Veröffentlichungsreihe Flächennutzungsmonitoring informiert 
über Ursachen, Wirkungen, indikatorbasierte Beschreibung von Stand und 
Entwicklung, Prognosen sowie Best-Practice-Beispielen einer nachhaltigen 
Flächenhaushaltspolitik. Damit sollen der Praxis Informationen an die Hand 
gegeben werden, um dem Flächenverbrauch, der Bodenversiegelung, der 
Zersiedelung und der Landschaftszerschneidung wirksam zu begegnen. 
Dazu werden aktuelle Ergebnisse aus Wissenschaft und Praxis vorgestellt, 
die auf dem Dresdner Flächennutzungssymposium 2019 präsentiert und 
diskutiert wurden. 
Der vorliegende Band fokussiert auf die Themen: internationale und 
nationale Entwicklungen in der Flächenpolitik, Flächenmanagement, 
Flächenmonitoring und -analysen, Bodenversiegelung, Indikatoren und 
Methoden, smarte Datenerhebung sowie Grün in der Stadt.
Das Leibniz-Institut für ökologische Raumentwicklung veröffentlicht 
innerhalb der Reihe IÖR-Schriften mittlerweile den 11. Band zum Thema 
„Flächennutzungsmonitoring“ (www.ioer.de/publikationen/ioer-schriften).
ISBN 978-3-944101-77-4
Je schneller, desto besser? 65
Je schneller, desto besser? – Chancen und Risiken 
beschleunigter Verfahren in der Bauleitplanung
Mathias Jehling, Juliane Albrecht, Christian Schaser
Zusammenfassung
Die Ausweitung des beschleunigten Verfahrens nach §  13a BauGB auf den Außen–
bereich (§ 13b) macht eine grundsätzliche Diskussion und Bewertung des Verfahrens 
und seiner Wirkung auf die Siedlungsentwicklung erforderlich. Der Beitrag verbindet 
hierzu die Analyse der planungsrechtlichen Verfahrensgrundlagen mit der praktischen 
Anwendung in der Bauleitplanung im Großraum München. Aus den betrachteten Fällen 
geht hervor, dass ökologische Risiken zwar durch andere fachrechtliche Bestimmungen 
teilweise etwas abgemildert werden können, dass aber eine sich abzeichnende Schwä-
chung der Steuerungswirkung der Flächennutzungsplanung ein grundsätzliches Risiko 
für die nachhaltige Siedlungsentwicklung darstellt.
1 Einführung
Mit dem beschleunigten Verfahren für die Innenentwicklung nach § 13a stellt das BauGB 
seit 2007 ein wichtiges Instrument zur Wiedernutzung von Flächen und zur Nachver-
dichtung zur Verfügung. Mit der Möglichkeit des 2017 eingeführten § 13b, nun auch 
den Außenbereich in das beschleunigte Verfahren einzubeziehen, öffnet sich seitdem ein 
weiteres Feld für die kommunale Bauleitplanung, das neben städtebaulichen Antworten 
in den Kommunen allerdings auch Fragen in der Fachwelt aufwirft (Schmauck, Tauten-
hahn 2019). Mit den ersten Erfahrungen zur Nutzung des § 13b in der Praxis ist es an 
der Zeit, die Chancen und Risiken beider beschleunigter Verfahren für die bedarfsori-
entierte Bauleitplanung, aber auch für die nachhaltige Flächennutzung, zu diskutieren. 
Gesellschaftlich rückt neben der Reduktion der Flächenneuinanspruchnahme als 
ursprüngliches Ziel des Verfahrens (vgl. § 13a BauGB) mit der Ausdehnung auf den 
Außenbereich durch § 13b BauGB die Sicherung der Wohnraumversorgung in den 
Fokus der beschleunigten Verfahren. Deutlich wird dabei der Widerspruch zwischen der 
aus ökologischer Sicht dringend gebotenen Reduktion der Flächenneuinanspruchnahme 
und einer Mobilisierung von Außenbereichsflächen für den Wohnungsbau. 
Ziel des Beitrags ist es zunächst, die rechtlichen Grundlagen des Verfahrens darzustellen. 
Auf dieser Basis werden die Relevanz der Erleichterungen für die kommunale Planungs-
praxis betrachtet und die sich daraus ergebenden Chancen und Risiken für die „nach-
haltige städtebauliche Entwicklung“ (§ 1 BauGB) mit einem Fokus auf die ökologische 
Dimension diskutiert. Hierzu werden Fallbeispiele aus der kommunalen Bauleitplanung 
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im Großraum München diskutiert. Es wird somit illustriert, welche Anwendungsfälle das 
beschleunigte Verfahren in einer Region haben kann, die von Siedlungsdruck auf natur-
nahe Flächen und Mangel an Wohnraum im Besonderen betroffen ist. 
2 Rechtliche Einordnung
2.1 Beschleunigtes Verfahren für die Innenentwicklung
Die Einführung des § 13a BauGB erfolgte durch die Innenentwicklungsnovelle 2007. 
Demnach können Bebauungspläne „für die Wiedernutzbarmachung von Flächen, die 
Nachverdichtung oder andere Maßnahmen der Innenentwicklung“ im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden. Die Voraussetzung ist, dass die zulässige Grundfläche ins-
gesamt erstens weniger als 20 000 Quadratmeter oder zweitens 20 000 bis weniger als 
70 000 Quadratmeter umfasst, sofern der Plan nach UVP-Vorprüfung keine erhebli-
chen Umweltauswirkungen hat. Für die Aufstellung entsprechender Bebauungspläne ist 
die Lockerung verfahrensrechtlicher und materiell-rechtlicher Vorschriften vorgesehen. 
Hierzu gehören das mögliche Absehen von der frühzeitigen Behörden- und Öffent-
lichkeitsbeteiligung, mehr Flexibilität bei der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
(z. B. Beschränkung auf die „betroffene“ Öffentlichkeit), der Verzicht auf Umweltprü-
fung und Umweltbericht sowie die Nichterforderlichkeit einer zusammenfassenden Er-
klärung. Zudem sind Abweichungen vom FNP möglich und lediglich eine nachträgliche 
Berichtigung des FNP erforderlich. Eine weitere Vereinfachung erfolgt für Bebauungs-
pläne mit einer zulässigen Grundfläche von weniger als 20 000 Quadratmetern durch 
den sogenannten fingierten Eingriffsausgleich. Danach gelten „Eingriffe in Natur und 
Landschaft, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu erwarten sind, als im 
Sinne des § 1a Abs. 3 S. 6 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zuläs-
sig“, d. h., ein Ausgleich findet nicht statt. Tabelle 1 fasst diese Erleichterungen zusam-
men, anhand derer im weiteren Verlauf der Untersuchung eine Bewertung der Chancen 
und Risiken für die städtebauliche Entwicklung sowie der Relevanz für die Planungs-
praxis in den Fallbeispielen erfolgt.
Ausgeschlossen ist das beschleunigte Verfahren dann, wenn durch den Bebauungsplan 
die Zulässigkeit von Vorhaben begründet wird, die einer UVP-Pflicht unterliegen, An-
haltspunkte für eine Beeinträchtigung der Erhaltungsziele oder des Schutzzwecks von 
Natura 2000-Gebieten oder dafür bestehen, dass bei der Planung Aspekte des Störfall-
schutzes nach § 50 Satz 1 BImSchG zu beachten sind (§ 13a Abs. 1 S. 3 und 4 BauGB). 
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Tab. 1: Erleichterungen des beschleunigten Verfahrens (Quelle: eigene Bearbeitung)
Erleichterungen Rechtsgrundlagen im BauGB
Verzicht auf frühzeitige Behörden- und  
Öffentlichkeitsbeteiligung 
§ 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. 
§ 13 Abs. 2 Nr. 1 
Flexibilität bei der Öffentlichkeits- und  
Behördenbeteiligung § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 
Kein Umweltbericht/keine Umweltprüfung § 13a Abs. 2 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 3
FNP-Berichtigung § 13a Abs. 2 Nr. 2
Kein Eingriffsausgleich erforderlich § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB
2.2 Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das  
beschleunigte Verfahren
Durch die Einführung des § 13b BauGB wurde der Anwendungsbereich des beschleu-
nigten Verfahrens nun auf Außenbereichsflächen zum Zwecke des Wohnungsbaus aus-
geweitet. Grundlage hierfür ist die BauGB-Novelle vom 4. Mai 2017, deren weitere 
Inhalte sich auf die Umsetzung der UVP-ÄndRL 2014/52/EU (u.  a. Fläche als neues 
Schutzgut der Umweltprüfung) sowie die Einführung der Baugebietskategorie „urbane 
Gebiete“ (§ 6a BauNVO) beziehen. § 13b knüpft an die Regelung des § 13a BauGB an 
und dient dem Ziel, den Wohnungsbau zu erleichtern. 
§ 13b BauGB sieht damit das beschleunigte Verfahren ebenfalls für Bebauungspläne im 
Außenbereich vor, sofern diese über eine Grundfläche von weniger als 10 000 m² verfü-
gen. Diese Zahl bezieht sich auf den Anteil der Grundstücke, der von baulichen Anlagen 
überdeckt werden darf (vgl. § 19 Abs. 2 BauNVO). Verkehrsflächen und Flächen des 
Gemeinbedarfs gehören nicht zu den überbaubaren Flächen (Hofmeister, Mayer 2017a, 
554). Die durch die Bebauungspläne tatsächlich in Anspruch genommene Fläche ist 
somit deutlich höher (Grotefels 2018, 323). Die Begründung für die Anwendbarkeit des 
beschleunigten Verfahrens liegt in der Schaffung von Flächen für die Wohnnutzung. 
Somit sind reine Wohngebiete (§ 3 BauNVO) eindeutig von § 13b BauGB umfasst, bei 
allgemeinen Wohngebieten (§ 4 BauNVO) ist die Anwendung fraglich (offengelassen 
BayVGH, Beschl. v. 04.05.2018). Nicht unter den Begriff der Wohnnutzung fallen je-
denfalls Dorf-, Misch-, Kern- und urbane Gebiete (Grotefels 2018, 325; OVG Rh-Pf, 
Urt. v. 07.06.18 im Hinblick auf Mischgebiete). § 13b BauGB fordert darüber hinaus 
einen Anschluss an „im Zusammenhang bebaute Ortsteile“. Hierbei handelt es sich um 
nach § 34 BauGB zu beurteilende Flächen (Innenbereich) oder bebaute Flächen, die 
nach § 30 Abs. 1 oder 2 BauGB zu beurteilen sind, d. h. Flächen im Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans (Bundesregierung 2017, S. 47). Die Flächen nach § 13b BauGB 
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müssen sich an im Zusammenhang bebaute Ortsteile „anschließen“. Dies lässt sich dem 
Wortlaut nach i. S. einer gemeinsamen Grenze an mindestens einer Stelle verstehen 
(mit Beispielen hierzu Arndt, Mitschang 2017, 741 ff.). Ein engeres Verständnis legt der 
Bayerische Verwaltungsgerichtshof zu Grunde: Eine im Verhältnis zur Gesamtgröße des 
neuen Baugebiets völlig untergeordnete gemeinsame Grenze reicht demnach nicht aus 
(BayVGH, Beschl. v. 04.05.2018). 
2.3 „Kritische Würdigung“ des § 13b BauGB
Die gesetzlich vorgesehenen Vereinfachungen bergen aus ökologischer Sicht und im 
Hinblick auf den Flächenverbrauch erhebliche Risiken (krit. zu § 13b z. B. Jacoby 2016, 
178 f.; SRU 2017, UVP-Gesellschaft 2017a, 3 ff.; Wende 2019, 56 f.; BBN 2019). Diese 
ergeben sich grundsätzlich aus dem Widerspruch zum Ziel der Bundesregierung, die 
Innenentwicklung zu fördern und mit Fläche sparsam umzugehen (Bundesregierung 
2018; Jehling et al. 2018). Auch scheint die Vereinfachung des Zugriffs auf den Au-
ßenbereich konträr zum Bedeutungszuwachs des Schutzgutes „Fläche“ in der Umwelt-
prüfung als eigenständigem Schutzgut (vgl. §  1 Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a BauGB). Die 
Steuerungsfunktion des Flächennutzungsplans wird ausgesetzt, indem Abweichungen 
von diesem lediglich nachträglich zu berichtigen sind (vgl. § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB). 
Durch die vereinfachte Siedlungsentwicklung an den Ortsrandgebieten werden ein 
„Ausfransen“ der Siedlungskörper und die Zersiedelung der Landschaft befördert. Da-
mit einher geht die Gefahr der Beeinträchtigung von Naturhaushalt und Landschaft 
im Außenbereich, die aufgrund des Entfallens einer strukturierten Umweltprüfung und 
der Eingriffsregelung nicht umfassend geprüft und ausgeglichen bzw. ersetzt werden. 
Denn auch wenn die fehlende Verpflichtung zur Durchführung der Umweltprüfung 
nicht von der Verpflichtung nach §  1 Abs. 7 BauGB entbindet, ökologische Belange 
im Rahmen der bauplanerischen Abwägung zu berücksichtigen, trägt die Umweltprü-
fung doch dazu bei, diese Verpflichtung auch verfahrensrechtlich abzusichern (Wickel 
2011, 418). Durch das fehlende Ausgleicherfordernis besteht zudem die Gefahr einer 
(weiteren) Aushöhlung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im städtebaulichen 
Kontext (Hofmeister, Mayer 2017b, 231). Ein normales Planaufstellungsverfahren ist 
für die Inanspruchnahme von Außenbereichsflächen bei Wohnraumbedarf ohne Wei-
teres möglich; insofern ist § 13b BauGB nicht erforderlich. Hinzu kommt, dass § 13b 
BauGB vor allem für Ein- und Zweifamilienhäuser in kleineren Gemeinden genutzt wird 
(Schmauck,  Tautenhahn 2019; BMI 2019), in denen i.  d. R. kein Wohnungsmangel 
herrscht und damit eine Siedlungsentwicklung befördert, die den Zielen des Flächenspa-
rens zuwiderläuft (Arndt, Mitschang 2017, 749). Dies kann im Hinblick auf den demo-
graphischen Wandel den Rückbaubedarf der Zukunft begründen (vhw, difu 2017, 14; 
Grotefels 2018, 330). Nicht zuletzt wird die Vereinbarkeit des § 13b BauGB mit der SUP-
RL angezweifelt, wonach Bebauungspläne grundsätzlich einer Strategischen Umwelt-
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prüfung unterliegen (UVP-Gesellschaft 2017b; Arndt, Mitschang 2017, 749; a. A. VGH 
München, Beschluss v. 09.05.2018). 
3 Kommunale Planungspraxis
Doch welche Erfahrungen bestehen in der kommunalen Praxis mit den beschleunigten 
Verfahren im Innenbereich und im Außenbereich? Bei den Mitgliedskommunen des Pla-
nungsverbandes Äußerer Wirtschaftsraum München lassen sich Anwendungsfälle auf-
zeigen und diskutieren. Das Umland von München ist klar von einer Bevölkerungszu-
nahme geprägt, die mit einer hohen Nachfrage nach Wohnraum einhergeht und somit 
die Kommunen vor die Aufgabe stellt, diesen bereitzustellen. Vor diesem Hintergrund 
bezieht sich die Fallauswahl auf kleinere Gemeinden, die als Wohnstandorte im Pend-
lerverflechtungsbereich liegen. Die Gemeinden sind damit beispielhaft für die Heraus-
forderungen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung in vielen suburbanen Räumen, 
da die Potenziale für die Innenentwicklung als gering einzuschätzen sind und seit vielen 
Jahren ein starker Fokus auf der Außenentwicklung liegt. Vier Anwendungsfälle wer-
den im Folgenden vorgestellt und die planungspraktische Relevanz der Erleichterungen 
durch das beschleunigte Verfahren (Tab. 1) diskutiert, um anschließend auf die sich 
daraus ergebenden Chancen und Risiken einzugehen.
3.1 Innenentwicklung nach § 13a BauGB
3.1.1 Konversion
Erleichterungen Wurden diese im 
Verfahren genutzt?
Verzicht auf frühzeitige 
Beteiligung
Ja, aber kein Zeit-
gewinn





Ja, aber geringe 
Einsparung
FNP-Berichtigung Ja
Kein Ausgleich erforderlich Ja, mit  
Kostenersparnis
Abb. 1. Schaffung preisgünstigen Wohnraums auf einer Konversionsfläche nach § 13a BauGB 
(Quelle: DOP 20 © GeoBasis-DE/BKG 2019; Übersicht: eigene Bearbeitung)
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Durch einen Erbfall steht für ein Grundstück im Innenbereich einer Gemeinde mit 
ca. 5 000 Einwohnern die Veräußerung an. Die Gemeinde, auf der Suche nach Flächen 
für bezahlbaren Wohnraum, erlässt eine Vorkaufsrechtssatzung nach § 25 BauGB und 
erwirbt das Grundstück. Durch den Gemeinderat erfolgt der Beschluss, die Fläche im 
Eigentum zu behalten, selbst zu bebauen und zu vermieten. Im Rahmen eines städte-
baulichen Wettbewerbs erfolgt eine Planung für ca. 80 preisgünstige Wohneinheiten in 
einem durchgrünten, autofreien Areal, die nach § 13a BauGB umgesetzt wird (Abb. 1). 
Das Bauleitplanverfahren ist noch nicht abgeschlossen. In diesem erfolgte keine früh-
zeitige Beteiligung, der Beschleunigungseffekt dieser Verfahrensvereinfachung kommt 
jedoch nicht zum Tragen, da aufgrund von Planänderungen im Verfahren eine zweite 
formelle Verfahrensrunde durchgeführt werden muss. Es wurde keine Umweltprüfung 
durchgeführt, allerdings erfolgte unter anderem eine Artenschutzprüfung. Dass kein 
Ausgleich für Eingriffe in Natur und Landschaft erforderlich ist (1 ha), wirkt sich mit 
einem insgesamt eingesparten fünf- bis sechsstelligen Betrag günstig auf die Kosten und 
damit letztendlich auf die Mietpreise aus, wenngleich sich die Ersparnis im Hinblick auf 
die Gesamtkosten für 80 Wohneinheiten relativiert.
3.1.2 Nachverdichtung
Erleichterungen Wurden diese im 
Verfahren genutzt?
Verzicht auf frühzeitige 
Beteiligung 
Nein





Ja, aber Aufwand  
eher gering
FNP-Berichtigung Nein, da nicht  
erforderlich




Abb. 2: Nachverdichtung im Bestand mit § 13a BauGB  
(Quelle: DOP 20 © GeoBasis-DE/BKG 2019; Übersicht: eigene Bearbeitung)
Ein Eigentümer stellt bei einer Gemeinde eine Voranfrage für den Bau eines Doppelhau-
ses mit zwei Doppelgaragen im Innenbereich (§ 34). Da dies mit einer hohen Versiege-
lung in dem bestehenden Einfamilienhausgebiet einhergehen würde, sieht die Gemeinde 
den Bedarf einer städtebaulichen Steuerung und fasst einen Aufstellungsbeschluss für 
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einen Bebauungsplan der „Innenentwicklung“ nach § 13a BauGB mit einher-gehender 
Veränderungssperre (§  14 BauGB) (Abb. 2). Anstoß der Planung war eine Nachver-
dichtungsmaßnahme, die den städtebaulichen Zielen der Gemeinde nicht entsprochen 
hat. Ziel des Bebauungsplans war es somit, das nach § 34 mögliche Maß der baulichen 
Nutzung zu reduzieren. Auf Grundlage des Bebauungsplanes wurden bereits Nachver-
dichtungsmaßnahmen realisiert.
Trotz „beschleunigten“ Verfahrens erfolgten eine frühzeitige Beteiligung und zwei wei-
tere Verfahrensrunden mit insgesamt 1,5 Jahren Verfahrensdauer. Umweltprüfung und 
Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe in Natur und Landschaft wurden nicht durchge-
führt. Allerdings hätte ohne Bebauungsplan im Baugenehmigungsverfahren nach § 34 
BauGB auch keine Ausgleichsverpflichtung bestanden (vgl. § 18 Abs. 2 BNatSchG). 
3.2 Außenentwicklung nach § 13b BauGB
3.2.1 Arrondierung
Erleichterungen Wurden diese im  
Verfahren genutzt?
Verzicht auf frühzeitige 
Beteiligung
Nein





Ja, aber Aufwand gering
FNP-Berichtigung Nein, da nicht  
erforderlich
Kein Ausgleich  
erforderlich
Ja, aber dennoch  
Ausgleich nach  
Waldrecht 
Abb. 3: Günstiger Wohnraum auf Waldfläche am Ortsrand nach § 13b BauGB (Quelle: DOP 20 
© GeoBasis-DE/BKG 2019; Übersicht: eigene Bearbeitung)
Aufgrund des Wohnungsmangels für Beschäftigte im Öffentlichen Dienst soll auf ei-
ner Fläche im Eigentum eines Landkreises Geschosswohnungsbau errichtet werden. Die 
bewaldete Fläche befindet sich planungsrechtlich im Außenbereich.
Das bereits vor sechs Jahren begonnene und nach § 13b weitergeführte Verfahren steht 
kurz vor dem Abschluss. Der Bauantrag wurde bereits gestellt. Es erfolgte eine früh-
zeitige Beteiligung und mindestens eine weitere Verfahrensrunde. Auf eine Umwelt-
prüfung wurde verzichtet, eine Artenschutzprüfung fand statt. Auch wenn nach dem 
Mathias Jehling, Juliane Albrecht, Christian Schaser72
bauleitplanerischen Verfahren kein Ausgleich nach der Eingriffsregelung für den Verlust 
des Waldes erforderlich ist, erfolgt dieser nach Landeswaldrecht.
3.2.2 Erweiterung Einfamilienhausgebiet
Eine Gemeinde erweitert ein kürzlich auf landwirtschaftlichen Flächen entstandenes Ein-
familienhausgebiet um sieben Parzellen (4 DHH, 2 EFH, 1 MFH) durch einen Bebau-
ungsplan nach § 13b BauGB mit einem 0,5 ha großen Geltungsbereich. Die Fläche in 
Ortsrandlage ist nur teilweise im FNP als zukünftige Wohnfläche dargestellt. 
Es wurden eine frühzeitige Beteiligung sowie eine weitere formale Verfahrensrunde 
durchgeführt. Ein Eingriffs-Ausgleich mit einem geschätzten Ausgleichsflächenbedarf 
von ca. 0,3 ha und ein Umweltbericht wurden nicht durchgeführt. Der Satzungsbe-
schluss erfolgte nach acht Monaten Verfahrensdauer Anfang 2018. Der FNP wurde im 
Hinblick auf die Wohnnutzung entsprechend berichtigt. 
Erleichterungen Wurden diese im  
Verfahren genutzt?
Verzicht auf frühzeitige 
Beteiligung
Nein





Ja, aber geringe  
Einsparung
FNP-Berichtigung Ja
Kein Ausgleich  
erforderlich
Ja, obwohl hoher 
Bedarf
Abb. 4: Erweiterung eines Einfamilienhausgebietes am Ortsrand nach § 13b BauGB  
(Quelle: DOP 20 © GeoBasis-DE/BKG 2019; Übersicht: eigene Bearbeitung)
4 Chancen und Risiken der Beschleunigung
Anhand der Fallbeispiele lassen sich die Praxisrelevanz der Vereinfachungen und die 
damit verbundenen Chancen und Risiken des beschleunigten Verfahrens für eine nach-
haltige städtebauliche Entwicklung, besonders hinsichtlich der Berücksichtigung von 
Umweltbelangen, aufzeigen (Abb. 5).
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Der Verzicht auf den Ausgleich sowohl bei der Innenentwicklung als auch im Außenbe-
reich erscheint für die betrachteten Planungsverfahren von besonders hoher Bedeutung. 
Für die Innenentwicklung stellt dies insofern eine Chance dar, als Verdichtungsmaßnah-
men oder Anpassungen des Bestandes an aktuelle Anforderungen erleichtert und so-
mit Flächen im Außenbereich geschont werden, auch wenn dies im Einzelfall zu Lasten 
ökologisch wertvoller Flächen im Innenbereich gehen kann. Als Risiko ist die Nichtan-
wendbarkeit der Ausgleichsregelung im Außenbereich nach § 13b zu sehen. Hier zeigt 
die Praxis zwar, dass artenschutzrechtlicher und forstrechtlicher Ausgleich diese Lücke 
im Einzelfall zu einem gewissen Maß schließen können. Dies ist aber nicht immer der 
Fall, zumal die Schutzgüter der Eingriffsregelung auch umfassender sind. Am Beispiel 
Erweiterung des Baugebiets im Außenbereich wird das Risiko, bauliche Entwicklungen 
auf ökologisch wertvollen Freiflächen zu begünstigen und damit auf diese zu lenken, 
deutlich.
Abb. 5: Chancen und Risiken der § 13a und b BauGB für die kommunale Bauleitplanung  
(Quelle: eigene Darstellung)
Die Möglichkeit des § 13a, vom Flächennutzungsplan abzuweichen und diesen nach-
träglich zu berichtigen, wird ausgehend von den beschriebenen Erfahrungen als Chance 
gesehen, die Innenentwicklung zu stärken. Für den Außenbereich (vgl. § 13b) stellt 
dies allerdings ein besonderes Risiko dar. Der kurzfristige Vorteil einer Beschleunigung 
Mathias Jehling, Juliane Albrecht, Christian Schaser74
erfolgt auf Kosten der strategischen Steuerung der städtebaulichen Entwicklung durch die 
Flächennutzungsplanung. In der gemeinsamen Betrachtung von Ausgleichsregelung 
und Berichtigung wird anhand der Fallbeispiele deutlich, dass die Erleichterungen, die 
in § 13a zu einer Förderung der Innenentwicklung angelegt waren, durch die Einbezie-
hung des Außenbereichs gemäß § 13b relativiert bzw. sogar konterkariert werden.
Der Verzicht auf die Umweltprüfung führt in der aufgezeigten Planungspraxis nur zu ge-
ringen zeitlichen und finanziellen Ersparnissen. Die Chance, damit die Innenentwicklung 
zu fördern, ist somit anhand der Beispiele als weniger bedeutend einzuschätzen. Der ge-
ringen Erleichterung steht im Außenbereich aus ökologischer Sicht ein grundsätzliches, 
als hoch einzuschätzendes Risiko gegenüber. Auch wenn artenschutzrechtliche Belange 
zu prüfen und Umweltbelange im Rahmen der planerischen Abwägung zu berücksichti-
gen sind, fehlt es an der Verpflichtung zu einer systematischen Ermittlung und Prüfung 
sämtlicher Umweltbelange. Zudem legt der vereinfachte Zugriff auf Ackerflächen für 
den Einfamilienhausbau einen Widerspruch zu den gesellschaftlichen Zielen einer nach-
haltigen Siedlungsentwicklung nahe. Die gezeigte Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum verlangt nach einer stärker nuancierten Bewertung und Abwägung zwischen öko-
logischen und sozialen Belangen.  
Die frühzeitige Beteiligung wurde lediglich in einem Fall nicht durchgeführt, was 
allerdings keine Beschleunigung gebracht hätte. Bei der Option zur Flexibilisierung der 
Öffentlichkeitsbeteiligung wird deutlich, dass die reguläre Beteiligung gerade im Innen-
bereich mit einer Vielzahl potenziell betroffener Eigentümer- und Nutzerinteressen aus 
politischen Gründen als sinnvoll erachtet und die Erleichterung als solche nicht wahrge-
nommen wird. Der Verzicht auf die Beteiligung zeigt sich daher als kaum relevant für die 
Praxis. Chancen und Risiken der Regelung für die Innen- und Außenentwicklung sind 
somit nicht direkt erkennbar.
5 Diskussion und Fazit
Anhand der Beispiele aus dem Großraum München kann gezeigt werden, dass die pla-
nungsrechtlich vorgesehenen Vereinfachungen für Verfahren nach § 13a und § 13b 
BauGB zwar inhaltlich die gleichen sind, jedoch im Rahmen der Innenentwicklung und 
der Außenentwicklung sehr unterschiedlich wirken. Beim Verfahren nach § 13b wiegen 
die Vereinfachungen deutlich schwerer als bei § 13a, da hier die beiden Hauptaspekte 
„Verzicht auf Ausgleich“ und „Berichtigung FNP“ stärker zum Tragen kommen. Denn 
während Flächen im Innenbereich meist ohnehin als Baufläche, wenn auch nicht immer 
entsprechend der nunmehr beabsichtigten Art der baulichen Nutzung dargestellt sind, 
stellen die Flächen im Außenbereich in der Regel landwirtschaftliche Flächen dar. Die 
FNP-Berichtigung betrifft damit den Kernaspekt der Flächennutzungsplanung, nämlich 
die Unterscheidung zwischen Siedlung und Freiraum. Mit diesen Risiken geht einher, 
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dass die Möglichkeit der nachträglichen FNP-Berichtigung den Gemeinden den Anreiz 
nimmt, den Neubedarf von Wohnflächen durch die Flächennutzungsplanung in die mit-
tel- bis langfristigen Ziele der Siedlungsentwicklung mit einzubeziehen. Damit werden 
Kommunen ein Stück weit davon entbunden, sich im Rahmen der Flächennutzungspla-
nung in der Öffentlichkeit transparent und langfristig hinsichtlich ihrer räumlichen Ziele 
zu positionieren.
Darüber hinaus ist der Ausgleichsbedarf bei den Bebauungsplänen nach § 13a BauGB 
aufgrund der teilweise bestehenden Vornutzung der Flächen häufig geringer, während 
bei Bebauungsplänen nach § 13b aufgrund der baulichen Neuinanspruchnahme von 
im Regelfall nicht verbauten und ökologisch wertvollen Flächen im Außenbereich ein 
vergleichsweise hoher Ausgleichsbedarf besteht. Daher kann festgehalten werden, dass 
die Einführung des § 13b zu einer deutlichen Erleichterung der Außenentwicklung führt, 
welche im Widerspruch zum Ziel des Vorrangs der Innenentwicklung steht (vgl. z. B. 
§ 1 Abs. 5 S. 3 BauGB). Diese Erleichterung geht zulasten von Natur und Landschaft 
und den Zielen einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung insgesamt, auch wenn sie im 
Einzelfall sozialen Zielen, wie der Schaffung bezahlbaren Wohnraums, dient. 
Über diese Einordnung der Fallbeispiele hinaus zeigt die Planungspraxis im Großraum 
München, dass die Verfahrensvereinfachungen oft nicht dazu führen, dass tatsächlich 
mehr geplant wird. Vielmehr werden bei ohnehin notwendigen Planungen Vergüns-
tigungen „mitgenommen“. In diesem Sinne sollte ausgehend von den aufgezeigten 
Chancen und Risiken und vor dem Hintergrund allgemeiner gesellschaftlicher Ziele kri-
tisch hinterfragt werden, welche Planungen in den Genuss von Vereinfachungen kom-
men sollten. Dies betrifft Verfahren nach § 13a, insbesondere aber Außenentwicklungs-
projekte nach § 13b. 
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